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PRÄAMBEL 

 
Die Stadt Gundelfingen an der Donau erlässt aufgrund der §§2,9 und10 des Baugesetzbuches (BauGB) 
des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung, des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
sowie der Baunutzungsverordnung (BauNVO) und der Planzeichenverordnung (PlanZV) – in der jeweils 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung gültigen Fassung – folgende 
 
 
 

Einbeziehungssatzung 
„Alte Lauinger Straße“ 

 
als Satzung 

 
 
Die Satzung umfasst die Flurnummern 2874/1, 2873, 2870, 2867,2892/8, Gemarkung Stadt Gundelfingen 
a.d. Donau. 
 
Bestandteile der Satzung:  
 

A) Planzeichnung in der Fassung vom 13.07.2026  mit 
- Planzeichnung M 1:1.000 
- Festsetzungen durch Planzeichen 
- Hinweise durch Planzeichen 
- Verfahrensvermerke 

 
B)  Textliche Festsetzungen in der Fassung vom 13.07.2026 mit 

- Textlichen Hinweisen, nachrichtlichen Übernahmen und Verfahrensvermerken 
 

C) Begründung in der Fassung vom 13.07.2026. 
  
Beigefügt sind als Anlagen:  
 
 - Artenschutzrechtliche Relevanzprüfung vom 11.05.2026 
          - Untersuchung der schalltechnischen Belange (LA26-056-G01-E01-01) vom 03.07.2026 
 - Vertragsunterlagen Ökopunkteerwerb, bestehend aus:  
   Reservierungsvereinbarung vom 02.07.2026 
   Zusicherungsschreiben über Beginn und Festsetzung der Maßnahme,  
   Flurkarte mit Darstellung der Maßnahmenfläche 
   Angaben zur Ökokontofläche 
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B) TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
 
 
1. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG  

 
Das Maß der baulichen Nutzung wird festgesetzt durch die maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ), 
die maximal zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) 
 
1.1. Grundflächenzahl (GRZ) und Geschossflächenzahl (GFZ) 
 
Für den Geltungsbereich wird eine maximal zulässige GRZ von 0,35 und eine maximal zulässige GFZ von 
0,7 festgesetzt. 
 
 
2. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE 

 
2.1. Überbaubare Grundstücksfläche 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen in der Planzeichnung festgesetzt. 
Die Herstellung von befestigen Flächen zur Grundstückserschließung und Terrassennutzung ist auch 
außerhalb der Baugrenze zulässig. 
 
2.2. Abstandsflächen 
Für die Abstandsflächen gelten die Bestimmungen der BayBO.  
 
 
3. NEBENANLAGEN UND STELLPLÄTZE 

 
3.1. Kfz-Stellplätze (§9 Abs. (1) Nr. 11) 
Die Stellplatzsatzung der Stadt Gundelfingen an der Donau ist, in der zum Zeitpunkt des Bauantrags 
gültigen Fassung, anzuwenden. 
Kfz-Stellplätze sind in den, in der Planzeichnung gekennzeichneten Bereichen herzustellen.  
Nicht überdachte Kfz-Stellplätze sind als befahrbare Vegetationsflächen bzw. als wasserdurchlässige 
Pflasterbeläge anzulegen. Die Vollbefestigung barrierefreier, behindertengerechter Einzelplätze ist 
zulässig. 
 
 
4. GESTALTUNGSFESTSETZUNGEN 

 
4.1. Einfriedungen 
Einfriedungen i.S.d. Art. 57 (1) Nr. 7 a BayBO sind bis 2m Höhe zulässig. 
Zur Sicherung der Durchlässigkeit für Kleintiere darf die Zaununterkante erst 15 cm über dem natürlichen 
bzw. hergestellten Gelände beginnen. Sockelmauern für Zäune sind unzulässig. 
 
5. ENTWÄSSERUNG 

 
5.1. Niederschlagswasserbehandlung (§9 Abs. (1) Nr. 14) 
Das von Belagsflächen und Dachflächen abfließende Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück 
zurückzuhalten und zu versickern, soweit die Bodenbeschaffenheit dies zulässt.  
Oberflächliche, flächenhafte Versickerung über die belebte Bodenzone ist dabei überbauten 
Versickerungsanlagen vorzuziehen und vorrangig anzuwenden. Wo eine oberflächliche Versickerung 
aufgrund der Grundstücksgestaltung und Versiegelung nicht möglich ist, sind Rigolen und nur in 
Ausnahmefällen punktuelle Sickerschächte zulässig. 
 
 
6. GRÜNORNDUNG UND ARTENSCHUTZ 

 
6.1. Bepflanzung und Ansaaten 
im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind unbebaute Grundstücksflächen auch innerhalb der 
Baugrenzen soweit sie nicht für oberirdische Geh- und Fahrflächen, Stellplätze oder Lagerflächen 
erforderlich sind, vollständig naturnah zu bepflanzen oder einzusäen und dauerhaft zu erhalten. 
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Offene Stellplätze sind einzugrünen. 
 
Bei Neupflanzungen sind standortgerechte, heimische Baum- und Straucharten zu verwenden, sowie 
stadtklimaresistente Ersatzbaumarten.  
 
Die grünordnerischen Maßnahmen sind spätestens in der, auf die Fertigstellung der Baumaßnahme 
folgenden Vegetationsperiode umzusetzen.  
 
6.2. Schutz des Gehölzbestandes 
Der zu erhaltende Gehölzbestand darf weder durch Neubaumaßnahmen noch Umbauten, Nutzung oder 
Sonstiges beeinträchtigt werden.  
Gemäß der Festsetzung nach Planzeichen der zu erhaltenden Gehölzstruktur, muss diese während der 
Baumaßnahme nach DIN 18920 geschützt werden. Baumaßnahmen im Bereich der Kronenbereiche bzw. 
Wurzelräume sind nicht zulässig. 
 
Mit Erhaltungsgebot festgesetzte Gehölzstrukturen sind dauerhaft zu erhalten, im Wuchs zu fördern und zu 
pflegen. 
 
Für die notwendige Fällung der Vogelkirsche im Südosten sind auf dem Grundstück zwei standortgerechte 
Ersatzbäume 1. Ordnung, STU mind. 18/20cm zu pflanzen.  
Die zu fällende Vogelkirsche ist vor jeglichen Gehölzarbeiten auf artenschutzrechtliche Belange gemäß 
§44 BNatSchG (Vögel, Fledermäuse, Bilche) zu prüfen. Die Fällung ist nur außerhalb der gesetzlichen 
Vogelbrutzeit durchzuführen.  
 
Zum Schutz des Gehölzbestandes ist ein Baumschutzzaun aufzustellen und nach den Arbeiten wieder 
abzubauen. Lagern und Befahren des Wurzelbereiches ist nicht zulässig. Im Nachgang ausgefallene 
Gehölze sind zu ersetzten. Die Ersatzpflanzungen sind in gleichartiger Weise durchzuführen. 
 
6.3. Artenschutz 
Vor Abriss von Bestandsgebäuden ist ein Gutachten über Quartiere von Fledermäusen kurz vor den 
Arbeiten zu erstellen. Bei Vorfinden eines Quartiers ist dieses auszugleichen und bei positivem Nachweis 
mit der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.  
 
6.4. Beleuchtung von Fassaden und Außenanlagen 
Die Beleuchtung der Freianlagen ist auf ein notwendiges Maß zu beschränken.  
Zum Schutz von Insekten ist die Beleuchtung anzupassen und „insektenschonende“ Lichtquellen zu 
verwenden. 
 
 
7. SCHALLSCHUTZ 

 
7.1. Baulicher Schallschutz im Sinne des §9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 
Für die Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung von baulichen Anlagen mit schutzbedürftigen 
Räumen im Sinne der DIN 4109-1:2018-01 „Schallschutz im Hochbau – Teil 1: Mindestanforderungen“ 
gelten nachfolgende Festsetzungen. 

1. Im Plan der Anlage Untersuchung der schalltechnischen Belange vom 03.07.2026 unter Punkt 14.6 
Passiver Schallschutz sind die Bereiche mit den jeweils maßgeblichen Außenlärmpegeln 
festgesetzt. 

2. Die sich aus den festgesetzten maßgeblichen Außenlärmpegeln ergebenden erforderlichen 
Schalldämm-Maße der Außenbauteile nach der DIN 4109-1:2018-01 „Schallschutz im Hochbau, - 
Teil 1: Mindestanforderungen“ dürfen nicht überschritten werden. 

3. Schlaf- und Kinderzimmer sind mit einer schallgedämmten Lüftung auszustatten. Schallgedämmte 
Lüftungen können entfallen, wenn die betreffenden Schlaf- und Kinderzimmer mit Pufferräumen 
(Wintergärten, Loggien, etc.), Prallscheiben oder sonstigen pegelmindernden Maßnahmen vor den 
Lärmimmissionen geschützt werden (Minderung des Schallpegels vor dem Genster von mindesten 
10 dB(A)) bzw. wenn das erforderliche Schalldämm-Maß der Fassade bei anderen 
Lüftungskonzepten sichergestellt ist. Pufferräume müssen so ausgestattet sein, dass sie zur 
Nutzung als Schlaf- oder Kinderzimmer nicht geeignet sind.  

4. Die in Nr. 1 vorgegebenen maßgeblichen Außenlärmpegel und die Erfordernis einer 
schallgedämmten Lüftung für Schlaf- und Kinderzimmer, können alternativ auch auf Grundlage von 
Lärmpegelberechnungen und/oder Messungen im Rahmen des Genehmigungsverfahrens bzw. 
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des Freistellungverfahrens entsprechend den Vorgaben der DIN 4190-1:2018-01 „Schallschutz im 
Hochbau, - Teil 2: „Rechnerische Nachweise der Erfüllung der Anforderungen“ ermittelt werden. 
Schallgedämmte Lüftungen können entfallen, wenn das jeweilige Schlaf- und Kinderzimmer über 
mindestens 1 Fenster verfügt, an dem der für die Verkehrslärmeinwirkungen und 
Gewerbelärmeinwirkungen ermittelte Beurteilungspegel einen Wert von 45 dB(A) zur Nachtzeit 
nicht überschreitet. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
INKRAFTTRETEN 

 
Die Einbeziehungssatzung „Alte Lauinger Straße“ tritt mit der Bekanntmachung gemäß §10 Abs. 3 BauGB 
in Kraft. 
 
Ausgefertigt 
Stadt Gundelfingen an der Donau, den …………………………………… 
 
 
 
 
……………………………………………………………… 
Herr Dieter Nägele, 1. Bürgermeister 
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TEXTLICHE HINWEISE UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 
 
 
1. ABWASSERBESEITIGUNG – SCHMUTZWASSER 
Die Satzung für die öffentliche Entwässerungseinrichtung der Stadt Gundelfingen an der Donau 
(Entwässerungssatzung – EWS) ist in der jeweiligen aktuellen Fassung anzuwenden.  
Das Interne Schmutzwasserleitungsnetz des Bauvorhabens ist vor Fertigstellung an das öffentliche 
Kanalsystem der Stadt Gundelfingen an der Donau anzuschließen. Die Anschlussmöglichkeit der 
Grundstücksbebauung an den öffentlichen Schmutzwasserkanal ist vorhanden. Die ausreichende 
Dimensionierung der öffentlichen Leitung ist sichergestellt. 
 
 
2. NIEDERSCHLAGSWASSER 
Anfallendes Niederschlagswasser ist, soweit die Bodenbeschaffenheit dies zulässt auf dem Grundstück 
zurückzuhalten und möglichst breitflächig zu versickern. Wenn vorgenannte Maßnahmen ausgeschöpft 
sind, kann eine gezielte Versickerung über Rigolen und im Ausnahmefall Sickerschächte vorgesehen 
werden. Als Planungsgrundlage muss ein Gutachten durch ein fachkundiges Ingenieurbüro erstellt werden.  
 
Bei der Versickerung sind die Anforderungen der Niederschlagswasserfreistellenverordnung (NWFreiV), 
die Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das 
Grundwasser (TRENGW), das DWA Arbeitsblatt A 138 „Bau und Bemessung von Anlagen zur dezentralen 
Versickerung von nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser“ sowie das DWA-Merkblatt 153 
„Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“ sind zu berücksichtigen.  
Für die Planung der Niederschlagswasserbeseitigung sind darüber hinaus die Grundsätze das DWA 
Arbeitsblatt A100 „Leitlinien der integralen Siedlungsentwässerung“ ISiE zu berücksichtigen.  
Angrenzende Grundstücke dürfen durch die Versickerung nicht beeinträchtigt werden.  
Für das Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser ist eine wasserrechtliche 
Erlaubnis nur dann nicht erforderlich, wenn die Einleitung den Erfordernissen der „Niederschlagswasser-
Freistellungsverordnung (NWFreiV) i.d.F. vom 30.09.2008 und den technischen Regeln (TRENGW) 
entspricht.  
Sofern die Einleitungen nicht unter die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung fallen, sind für die 
Versickerung des Niederschlagswassers beim Landratsamt rechtzeitig vor Baubeginnen ein Antrag auf 
Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis einzureichen. 
 
Im Geltungsbereich sind Aufstaubereiche in der südöstlichen Geländesenke vorhanden.  
Der geplante Geltungsbereich liegt in keinem festgesetzten Überschwemmungsgebiet. Kurzfristige 
Überschwemmungen bei Starkregen sind nicht auszuschließen. Das Baugebiet ist vor Überflutungen aus 
dem Einzugsgebiet zu schützen. Bauwerke sind gegen wird abfließendes Wasser zu sichern. Das 
natürliche Abflussverhalten darf nicht so verändert werden, dass Nachteile für andere Grundstücke 
entstehen (§ 37 WHG). Das Merkblatt DWA-M 553 „Hochwasserangepasstes Planen und Bauen“ ist zu 
beachten.  
 
 
3. GRÜNORDNUNG 
Mit dem Bauantrag ist ein Freiflächengestaltungsplan vorzulegen, aus dem die Lage und Ausführung der 
Zufahrten, Stellplätze sowie die vorgesehenen Pflanzmaßnahmen hervorgehen.  
 
Zu erhaltender Gehölzbestand darf durch Neubaumaßnahmen in Wurzel-, Stamm- und Kronenbereich 
nicht beeinträchtigt werden und ist vor Beginn der Bauarbeiten nach DIN 18920 zu schützen. 
Die Umsetzung grünordnerischer Maßnahmen hat spätestens in der auf die Fertigstellung der 
Baumaßnahmen folgenden Vegetationsperiode zu erfolgen. Im gebäudenahen Bereich sind giftige 
Gehölze nicht zulässig. 
 
 
4. BODENSCHUTZ 
Sollten im Rahmen von Eingriffen in den Untergrund (Aushubarbeiten, Erdbewegungen, Bau- oder 
Pflanzmaßnahmen etc.) organoleptische (d.h. optische oder geruchliche) Auffälligkeiten des 
Bodenmaterials ersichtlich werden, sind die Arbeiten sofort einzustellen und die weitere Vorgehensweise 
mit dem Wasserwirtschaftsamt Donauwörth sowie dem Landratsamt Dillingen, Bodenschutzverwaltung, 
abzuklären.  
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5. DENKMALSCHUTZ 
Bodendenkmäler, die bei der Verwirklichung von Vorhaben zutage kommen, unterliegen nach Art 8 Abs. 1-
2 DSchG der Meldepflicht und sind unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege bekannt zu geben.  
 
 
6. SCHALLSCHUTZ 
 

1. Die sich aus den festgesetzten maßgeblichen Außenlärmpegeln ergebenden Schalldämm-Maße der 
Außenbauteile sind Mindestanforderungen entsprechend der im Zeitraum des 
Bebauungsplanverfahrens aktuellen Gegebenheiten. Aufgrund Änderungen von 
Berechnungsmethoden oder anderen Lärmbelastungen können sich andere Anforderungen für die 
Schalldämm-Maße der Außenbauteile ergeben. Dies ist jeweils im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens bzw. des Genehmigungsfreistellungsverfahrens durch den Bauwerber 
zu prüfen. 

2. Bei der Planung und Installation von Klimagärten, Kühlgeräten, Lüftungsgeräten, Luft-Wärme-
Pumpen, Mini-Blockheizkraftwerken und ähnlichen Anlagen und Geräten sind die Vorgaben aus 
dem LAI „Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten in 
Gebieten, die dem Wohnen dienen“ ergebende Mindestabstände zur benachbarten 
Wohnbebauung zu beachten. Der Leitfaden ist online zu beziehen bei Bund/Länder-
Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI) unter folgenden Link https://www.lai-
immissionsschutz.de/Veroeffentlichungen-67.html („Physikalische Einwirkungen“), oder kann 
kostenlos bei der BEKON Lärmschutz & Akustik GmbH angefordert werden 

3. Die durch die landwirtschaftliche Nutzung der angrenzenden und umliegenden Flächen 
entstehenden Lärm-, Staub- und Geruchsimmissionen sind im gesamten Bebauungsplangebiet 
hinzunehmen. Dies gilt auch z.B. für Lärmimmissionen die bei besonderen Pflege- oder 
Erntetätigkeiten nachts entstehen.  

 
 
7. BUSSGELDVORSCHRIFT 
Zuwiderhandlungen gegen die in diesem Bebauungsplan enthaltenen örtlichen Bauvorschriften erfüllen 
den Tatbestand einer Ordnungswidrigkeit nach Art. 79 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayBO in der jeweils aktuellen 
Fassung.  
 
 

https://www.lai-immissionsschutz.de/Veroeffentlichungen-67.html
https://www.lai-immissionsschutz.de/Veroeffentlichungen-67.html
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RECHTSGRUNDLAGEN 
Die Einbeziehungssatzung basiert auf den folgenden Rechtsgrundlagen in der jeweils zum Zeitpunkt  
der Beschlussfassung gültigen Fassung:  
- Baugesetzbuch (BauGB) 
- Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
- Planzeichenverordnung (PlanzV) 
- Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
- Bayerisches Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) 
- Bayerische Bauordnung (BayBO) 
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C) VERFAHRENSVERMERKE 
 
1. Die Stadt Gundelfingen an der Donau hat in der Sitzung am ................ die Aufstellung der 

Einbeziehungssatzung „Alte Lauinger Straße“ beschlossen.  
  Der Aufstellungsbeschluss wurde am ................ ortsüblich bekannt gemacht.  
 
2. Die öffentliche Auslegung nach §3 Abs. 2 BauGB § 13 Abs. 2 BauGB, § 34 Abs. 6 BauGB zur 

Einbeziehungssatzung in der Fassung von ................ hat in der Zeit von ................ bis einschließlich 
................ stattgefunden.  
 

3. Die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange nach §4 Abs. 2 BauGB, § 13 
Abs. 2 BauGB, § 34 Abs. 6 BauGB zur Einbeziehungssatzung in der Fassung von ................ hat in der 
Zeit vom ................ bis einschließlich ................ stattgefunden.  

 
4. Die Stadt Gundelfingen an der Donau hat mit Beschluss des Stadtrats vom ................ die 

Einbeziehungssatzung gemäß §34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB in der Fassung vom ................als 
Satzung beschlossen. 

 
 

Gundelfingen an der Donau, den .......................... 
 
 
      ............................................................. 
      Herr Dieter Nägele, 1. Bürgermeister 
 
 
5. Ausgefertigt 
 
 

Gundelfingen an der Donau, den ........................... 
 
 
      ............................................................. 
      Herr Dieter Nägele, 1. Bürgermeister 
 
 
6. Der Satzungsbeschluss der Einbeziehungssatzung wurde am ................   gemäß § 10 Abs. 3 und § 34 

Abs. 6 BauGB ortsüblich bekannt gemacht.  
Der Einbeziehungssatzung mit Begründung und Anlagen wird zu jedermanns Einsicht bereitgehalten 
und über dessen Inhalte auf Verlangen Auskunft gegeben. Die Einbeziehungssatzung ist damit in Kraft 
getreten.  
Auf die Rechtsfolgen des §44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§214 und 215 BauGB 
wird hingewiesen.  

 
 
      Gundelfingen an der Donau, den .................... 
 
 
 
      .......................................................    
      Herr Dieter Nägele, 1. Bürgermeister 
 


